
RathausUmschau
Freitag, 17. Februar 2012

Ausgabe 034
muenchen.de/ru

Herausgeber: Presse- und Informationsamt der Landeshauptstadt München
Verantwortlich für den Inhalt: Stefan Hauf, Druck: Stadtkanzlei, Gemeinsame Anschrift: Rathaus, Marienplatz 8,
80313 München, Telefon 2 33-9 26 00, Telefax 2 33-2 59 53, presseamt@muenchen.de, www.muenchen.de/rathaus

Inhaltsverzeichnis

Terminhinweise 2

Meldungen 2

› Schweigeminute zum Gedenken der Opfer rechtsextremen Terrors 2
› Glückwünsche für Professor Dr. Robert Huber zum 75. Geburtstag 3
› Eröffnung der Ausstellung „Projekt Einstein“ 3
› Bildungs- und Teilhabepaket – auch Nachhilfeunterricht kann

gefördert werden 4
› Neues vom Münchner Grüngürtel: Die Münchner Krautgärten

werden um den Standort Westkreuz erweitert 5
› Eingeschränkte Öffnungszeiten des Referates für Gesundheit

und Umwelt am Faschingsdienstag 6
› PlanTreff während der Winterferien geschlossen 7
› Ausstellung „Einen Fehler machen“ in den Kunstarkaden 7
› Wiedereröffnung der Stadtbibliothek Pasing nach längerer Bauzeit 8
› Kuratorenführung durch die Ausstellung „Karl Hubbuch“ 8
› Winterdienstbilanz für die Zeit vom 13. bis 16. Februar 9
Antworten auf Stadtratsanfragen 10

› Extreme Kosten der Wohngeldsachbearbeitung durch
Dezentralisierung? 10

› SWM-Gaspreise für Mehrfamilienhäuser im Steigflug 15
› Das „Münchner Bündnis für Toleranz, Demokratie und Rechtsstaat“ 18

macht ernst: ein Platz für die BIA! 18
› Nachgefragt: Sinti und Roma in München – Zahlen, Probleme 19
› Beschäftigung im Niedriglohnsektor in der LHM 23
› Nachgefragt: Förderung freier Träger im Bereich des

Stadtjugendamtes 25

Anträge und Anfragen aus dem Stadtrat 28



Rathaus Umschau
Seite 2

Terminhinweise

Wiederholung
Montag, 20. Februar, 11 Uhr,

E.ON Energie, Briennerstraße 40, Eingang: Richard-Wagner-Straße

Pressekonferenz zum Programm des diesjährigen Theaterfestivals „Radi-
kal jung – Das Festival junger Regisseure“ mit Kulturreferent Dr. Hans-
Georg Küppers, Christian Stückl, Intendant des Münchner Volkstheaters,
Dr. Ingo Luge, Vorstandsmitglied E.ON Energie AG, Alexander Ihl, Unter-
nehmenskommunikation der E.ON Energie AG, Kilian Engels, Dramaturg
und Leiter des Festivals „Radikal jung“, und Frederik Mayet, Pressespre-
cher Münchner Volkstheater. Das Theaterfestival „Radikal jung“ wird in
diesem Jahr vom 21. bis 29. April zum achten Mal vom Münchner Volks-
theater mit Unterstützung von E.ON Energie veranstaltet. Das Festival
fördert junge Talente im Bereich der Theaterregie, die sich mit ihren Insze-
nierungen besonders hervorgetan haben.

Faschingsdienstag, 21. Februar, 11 Uhr, Viktualienmarkt

Bürgermeister Hep Monatzeder eröffnet den traditionellen Höhepunkt des
Münchner Faschings: Den Tanz der Marktfrauen vom Viktualienmarkt, der
dieses Jahr sein 25. Jubiläum feiert.
Achtung Redaktionen: Da es dieses Jahr keinen Presseturm geben
wird, um die Sicht auf die Bühne nicht zu behindern, wird ein kleiner
Pressebereich neben der Bühne mit 3 x 3 Metern und 0,40 Metern Höhe
eingerichtet, der mit einem gültigen Presseausweis betreten werden kann.
Der Presseausweis ist dem zuständigen Security-Mitarbeiter vor Ort vor-
zuzeigen. Ein Platz im Pressebereich kann wegen Platzproblemen nicht
garantiert werden, um rechtzeitiges Erscheinen wird gebeten. Ansprech-
partner bei Fragen oder Problemen am Faschingsdienstag sind die Mitar-
beiter des Sicherheitsdienstes.

Meldungen

Schweigeminute zum Gedenken der Opfer rechtsextremen Terrors

(17.2.2012) Wenn am kommenden Donnerstag, 23. Februar, in Berlin der
zentrale Staatsakt für die Opfer rechtsextremistischer Gewalt stattfindet,
soll auch in München mit einer Schweigeminute um 12 Uhr der Opfer der
rechtsextremen Mordserie gedacht werden. Dazu ruft Oberbürgermeister
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Christian Ude alle Münchnerinnen und Münchner auf: „Wir trauern um die
Mordopfer, insbesondere um unserer beiden ermordeten Münchner Mit-
bürger Habil Kilic und Theodorous Boulgarides. Unser Mitgefühl gilt den
Angehörigen, den Hinterbliebenen und Freunden. Lassen Sie uns alle ge-
meinsam ein Zeichen setzen, dass wir rassistische Ausgrenzung und Ge-
walt nicht hinnehmen werden. Niemand hat das Recht zu bestimmen, wer
eine Daseinsberechtigung in unserer Stadt und in diesem Land hat und
wer mit Mordanschlägen rechnen muss.“
Mit der Schweigeminute schließt sich München einem gemeinsamen Auf-
ruf der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände und des
Deutschen Gewerkschaftsbundes an.

Glückwünsche für Professor Dr. Robert Huber zum 75. Geburtstag

(17.2.2012) Oberbürgermeister Christian Ude gratuliert Professor Dr. Ro-
bert Huber zum bevorstehenden 75. Geburtstag: „Die Glückwünsche gel-
ten einem herausragenden Wissenschaftler und bedeutenden Forscher,
unter anderem auf dem Gebiet der Struktur biologischer Makromoleküle.
Höhepunkt Ihres Schaffens war zweifellos die Verleihung des Nobelpreises
für Chemie im Jahre 1988. Es freut mich sehr, dass Sie Ihrer Geburtsstadt
immer treu geblieben sind und somit maßgeblich dazu beigetragen haben
das Ansehen Münchens als Wissenschafts- und Forschungsstandort von
Weltruf zu mehren.
Für die kommenden Lebensjahre wünsche ich Ihnen alles erdenklich Gute,
vor allem Glück, Gesundheit und persönliches Wohlergehen und hoffe, Ih-
nen mit dem beigefügten Weinpräsent eine Freude zu bereiten.“

Eröffnung der Ausstellung „Projekt Einstein“

(17.2.2012) An der Einsteinstraße soll im Zusammenwirken mit den Stadt-
werken München ein zweiter zentraler Lernort der Münchner Volkshoch-
schule entstehen. In der Ausstellung „Projekt Einstein” werden nun im
Gasteig Entwürfe aus dem Gestaltungswettbewerb für dieses neue Bil-
dungszentrum gezeigt. „Mit dem Projekt „Einstein“ erhält die Münchner
Volkshochschule – neben dem Gasteig – ein zweites, attraktives Gesicht
im Herzen der Stadt“, hob der stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende
der Volkshochschule, Stadtrat Haimo Liebich (SPD), als Vertreter des Ober-
bürgermeisters bei der Eröffnung der Ausstellung im Foyer des Gasteigs
hervor. „Mit dem erfreulichen Ergebnis des Architektenwettbewerbs sind
die besten Voraussetzungen für eine qualitätvolle Umsetzung geschaffen.
Die hier ausgestellten Konzepte und Pläne machen auf alle Fälle Lust auf
eine schnelle und erfolgreiche Umsetzung.“
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Bildungspolitisch werde die Weiterbildung immer bedeutsamer, so Liebich
weiter, also müssten ihr auch entsprechende Räume eröffnen werden.
Beim „Projekt Einstein“ würden mit der Volkshochschule und den Stadt-
werken zwei städtische Gesellschaften vorbildlich zusammen arbeiten:
„Die Münchner Stadtwerke müssen natürlich auch Geld verdienen und
dürfen nichts an andere kommunale Beteiligungsgesellschaften verschen-
ken. Aber sie vergessen dabei nicht, dass sie auch im öffentlichen Interes-
se arbeiten. Mit der Bildungsstiftung unterstützen die Stadtwerke zahlrei-
che innovative Bildungsprojekte in der Stadt. An der Einsteinstrasse ha-
ben die Stadtwerke das Grundstück eben nicht meistbietend verkauft,
sondern sie führen es – natürlich unter Beachtung von Wirtschaftlichkeits-
kriterien – einer öffentlichen Nutzung zu.“
Am Wettbewerb für die Gestaltung des rund 9.000 Quadratmeter umfas-
senden modernen Bildungszentrums an der Einsteinstraße 28 hatten 20
Architekturbüros aus dem In- und Ausland teilgenommen. Die Ausstellung
zeigt die Beiträge der Preisträger sowie weitere drei Entwürfe, die eine An-
erkennung erhielten. Die Preisträger sind: 1. Platz: raupach architekten und
Rainer Schmidt Landschaftsarchitekten (München); 2. Platz:  SLIK Archi-
tekten und H.J. Jauch Landschaftsarchitekt (Zürich) und 3. Platz: Atelier 30
Architekten GmbH und GTL Landschaftsarchitektur Städtebau (Kassel).
Die Ausstellung ist vom 15. bis 24. Februar zu besichtigen. Der Eintritt ist
frei.

Bildungs- und Teilhabepaket – auch Nachhilfeunterricht kann

gefördert werden

(17.2.2012) Vor dem Beginn der Winterferien gibt es heute die Zwischen-
zeugnisse. Wenn die Versetzung gefährdet ist, versuchen viele Eltern,
Nachhilfeunterricht zu organisieren. Familien mit geringem Einkommen
haben diese Möglichkeit meist nicht, da sie die zusätzliche finanzielle
Belastung nicht tragen können.
Weiterhelfen kann hier das Bildungs- und Teilhabepaket. Alle Kinder und
Jugendlichen von Eltern, die Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe oder Leistun-
gen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erhalten beziehungsweise
Wohngeld oder einen Kinderzuschlag beziehen, haben auch Anspruch auf
Nachhilfeunterricht.
Wenn mit dem Zwischenzeugnis absehbar ist, dass die Versetzung gefähr-
det ist und es an der Schule keine passenden Lernförderangebote gibt,
können die Kosten für den Nachhilfeunterricht übernommen werden. Vor-
aussetzung dafür ist, dass die Schule bestätigt, in welchem Fach wie viele
Stunden Lernförderung notwendig sind. Die entsprechenden Formulare
liegen an allen Schulen bereit.



Rathaus Umschau
Seite 5

Die Eltern entscheiden dann selbst, wer den Nachhilfeunterricht geben
soll – beispielsweise eine Schülerin oder ein Schüler einer höheren Klasse
oder ein Nachhilfeinstitut. Gefördert werden für eine Stunde Einzelunter-
richt 20 Euro und für eine Stunde Unterricht in der Gruppe 10 Euro (jeweils
45 Minuten). Wurde eine Schülerin bzw. ein Schüler nur probeweise in die
höhere Klasse versetzt, etwa nach einer längeren Erkrankung, können die
Kosten für Nachhilfeunterricht bereits im ersten Schulhalbjahr übernom-
men werden.
Brigitte Meier, Sozialreferentin der Landeshauptstadt München: „Verschie-
dene Studien belegen eindeutig, dass das Erreichen von Bildungsabschlüs-
sen auch stark vom sozialen Status der Eltern abhängt. Das Bildungs- und
Teilhabepaket ist in diesem Sinne ein Beitrag dazu, auch im schulischen
Bereich die Chancen für Kinder aus einkommensschwachen Familien zu
verbessern.“
Martina Musati, Geschäftsführerin des Jobcenters München: „Ich kann
nur an alle betroffenen Eltern, deren Kinder versetzungsgefährdet sind,
appellieren, in ihrem Sozialbürgerhaus einen Antrag auf Bildungs- und Teil-
habeleistungen zu stellen. Sie sind es Ihrem Kind schuldig.“
Das Bildungs- und Teilhabepaket umfasst neben der Lernförderung noch
weitere Leistungen. Dazu zählen die Übernahme der Kosten für die ge-
meinschaftliche Mittagsverpflegung, für ein- oder mehrtägige Schulausflü-
ge oder für den persönlichen Schulbedarf. Zudem gibt es auch Leistungen
für Freizeitaktivitäten, beispielsweise für einen Sportvereinsbeitrag oder
einen Volkshochschulkurs, aber auch für die Ausflüge, die vom Stadtju-
gendamt angeboten werden. Dafür steht zusätzlich ein Betrag von monat-
lich 10 Euro zur Verfügung, der in der Regel für maximal ein halbes Jahr
auf insgesamt 60 Euro „angespart“ werden kann.
Der Antrag ist in München sehr einfach formuliert. Mit einem Kreuzchen
können alle Leistungen pauschal beantragt werden. Welche Bestandteile
des Bildungs- und Teilhabepakets tatsächlich in Anspruch genommen wer-
den sollen, kann dann später entschieden werden.

Neues vom Münchner Grüngürtel: Die Münchner Krautgärten

werden um den Standort Westkreuz erweitert

(17.2.2012) Im Pasinger Gleisdreieck, zwischen den S-Bahnlinien S 6 nach
Tutzing und S 8 nach Herrsching, wird ein neuer Krautgartenstandort ein-
gerichtet. Am Mittwoch, 28. Februar, findet hierzu ein öffentliches Informa-
tionstreffen samt Anmeldung für eine Krautgartenparzelle statt.
Die Münchner Krautgärten bieten interessierten Münchnerinnen und
Münchnern die Möglichkeit, sich selbst mit erntefrischem Gemüse und
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Salat aus dem Eigenanbau zu versorgen. So erfüllt sich der Traum vieler
Stadtbewohner nach einem eigenen kleinen Gemüsegarten.
Die Nachfrage nach den Münchner Krautgärten ist weiterhin sehr groß.
Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung freut sich daher, den 17.
Krautgartenstandort zu eröffnen: Vom Referat für Stadtplanung und Bau-
ordnung wird im Pasinger Gleisdreieck zwischen den S-Bahnlinien S 6
nach Tutzing und S 8 nach Herrsching auf einer Wiese der neue Krautgar-
tenstandort Westkreuz eingerichtet. Bei einem Informationstreffen am
Mittwoch, 28. Februar, um 19 Uhr in der Münchner Volkshochschule
Pasing, Bäckerstraße 14, Raum 113, können sich interessierte Bürgerin-
nen und Bürger über den Standort alles genau erklären lassen und sich
für eine Krautgartenparzelle anmelden. Hans Ernstberger vom Referat
für Stadtplanung und Bauordnung und agrar Siegfried Pschibul-Markgraf
werden den Abend moderieren und Fragen beantworten.
Für eventuelle Rückfragen steht Hans Ernstberger, Telefon 2 33-2 61 46,
im Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Abteilung II/5 – Grün- und
Freiraumplanung, Blumenstraße 28 b, 80331 München, zur Verfügung.
Bei den Münchner Krautgärten handelt es sich um ein besonders erfolgrei-
ches Projekt zum Schutz des Münchner Grüngürtels, einem Leitprojekt
des Stadtentwicklungskonzepts „Perspektive München“. Die Gemein-
schaftsaktion zwischen den „Grüngürtel-Bauern“ und der Stadtverwaltung
München soll eine nachhaltige und damit zukunftsfähige Landwirtschaft im
Münchner Grüngürtel bewahren und fördern.
Informationen im Internet unter www.muenchen.de und weiter über die
Suchbegriffe „Krautgärten“ oder „Grüngürtel“.

Eingeschränkte Öffnungszeiten des Referates für Gesundheit und

Umwelt am Faschingsdienstag

(17.2.2012) Am Faschingsdienstag, 21. Februar, gelten für die Dienststellen
des Referats für Gesundheit und Umwelt eingeschränkte Öffnungszeiten:
So ist die Beratungsstelle zu sexuell übertragbaren Infektionen einschließ-
lich AIDS (Bayerstraße 28a) von 9 bis 12 Uhr erreichbar. Der Sozialpsych-
iatrische Dienst Stadtmitte, die Drogenberatung und Clearingstelle sowie
die Alkohol- und Medikamentenberatung (Paul-Heyse-Straße 20) sind
ebenfalls nur von 9 bis 12 Uhr erreichbar. Gleiches gilt für das Bauzentrum
München (Willy-Brandt-Allee 10). Das Sachgebiet Tuberkulose im Gesund-
heitshaus (Dachauer Straße 90) ist von 8 bis 10 Uhr erreichbar. Neben den
genannten Angeboten des Referats für Gesundheit und Umwelt endet am
Faschingsdienstag ab 12 Uhr auch der sonstige Parteiverkehr im Referat
für Gesundheit und Umwelt.

http://www.muenchen.de
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PlanTreff während der Winterferien geschlossen

(17.2.2012) Der PlanTreff – die Informationsstelle zur Stadtentwicklung, ist
während der Winterferien vom 20. Februar bis einschliesslich 24. Februar
geschlossen. Der Plantreff ist während dieser Zeiten via Fax 2 33-2 71 51
oder per E-Mail: plantreff@muenchen.de errreichbar.

Ausstellung „Einen Fehler machen“ in den Kunstarkaden

(17.2.2012) Klaus Erich Dietl, Mari Ishikawa, Masayo Oda, Stephanie Mül-
ler, Mirei Takeuchi und Gülcan Turna möchten mit der Ausstellung „Einen
Fehler machen, alle Fehler machen, ordentlich Fehler machen“ vom 22. Fe-
bruar bis 24. März in den Kunstarkaden den Blick auf den Mensch als
„Schwachstelle“  in der Triade „Produktion, Werbung und Konsum“ lenken.
Die ausgestellten Werke machen auf ironische Art darauf aufmerksam,
dass der Mensch nach Kräften alles dafür tut, diese drei Systeme mit sei-
ner Arbeits- und Kaufkraft am Laufen zu halten und immer neue Flussläufe
für das Kapital zu ergründen. Selbst Konsumkritik lässt sich längst absatz-
kräftig als Ware verkaufen. Leicht wird in dieser „Maschinerie“ übersehen,
dass der antreibende Mensch selbst menschlich, also verletzlich, ist. Die
Künstlerinnen und Künstler werfen den Blick nicht so sehr auf reibungs-
lose Funktionalität, sondern auf die Schwachstellen allgemeiner Betrieb-
samkeit. „Denn gerade jene Momente, in denen Produktions- oder Ar-
beitsprozesse zum Stillstand kommen oder außer Kontrolle geraten, wer-
den in der Regel allzu schnell wieder fixiert. Wer mental nicht mehr funktio-
niert, wird therapiert, körperliche Sollbruchstellen werden bandagiert. In
unseren Augen verbirgt sich jedoch gerade dort, wo scheinbar nichts mehr
läuft, in maschinellen Störquellen sowie menschlichen Schwachstellen –
im „Burn Out“ – die Schönheit des Scheiterns: Einen Fehler Machen, Alle
Fehler machen, Ordentlich Fehler machen!“
Stephanie Müller, Sozialwissenschaftlerin und Textilkünstlerin, verwandelt
Schwachstellen gleichermaßen sensibel wie sarkastisch in textile Unikate.
Bei ihr werden Krankheiten als schmuckhafte Accessoires entlarvt, Mode-
sünden wie der Vokohila werden dekonstruiert und zum zentralen Ord-
nungsprinzip erhoben. Der Münchner Maler und Medienkünstler Klaus
Erich Dietl fälscht mit seinem Aquarellkasten Heilmittelverordnungen,
sammelt Bildfragmente aus Politik und Popkultur und lässt am Ende die
Gesellschaft des Spektakels als Wandarbeit in sich zusammenbrechen.
Die deutsch-türkische Künstlerin Gülcan Turna setzt Sprache als identitäts-
stiftendes Medium ein. Neben floralen oder ornamentalen Motiven be-
stickt sie Kissen, Tischdecken, Handtücher oder Wandbehänge mit Sinn-
sprüchen, die sie als sprachwissenschaftliche Zeugnisse der deutschen
Kulturgeschichte wahrnimmt. Die japanische Künstlerin Mari Ishikawa er-
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forscht mit ihrer Fotokamera die dunkle Welt im Mondlicht und entdeckt
dort eine farbige Welt, die dem menschlichen Auge sonst verschlossen
bliebe. Die wahrgenommenen Bilder setzt sie in ihren Schmuckarbeiten
um. Masayo Odas (Japan) lässt in ihren Arbeiten wie einem aus ver-
schmolzenen, handgezogenen Glasstäben gefertigten Kinderkleid Kind-
heits- und Schwangerschaftserinnerungen wach werden. Und Mirei
Takeuchi (Japan) entwickelt unter anderem Halsschmuck aus Kunststoff
und Acrylfarbe und zeigt in ihren Arbeiten wie zum Besipeil bei „Stachel-
draht“ zweiseitige Sichtweisen auf.
Die Ausstellung „Einen Fehler machen, alle Fehler machen, ordentlich Feh-
ler machen“ wird am Dienstag, 21. Februar, um 19 Uhr in den Kunstarka-
den, Sparkassenstraße 3, mit einer Einführung von Thomas Glatz (Archiv
für Gebrauchs- und Benutztexte) eröffnet. Sie ist vom 22. Februar bis
24. März, Dienstag bis Samstag von 13 bis 19 Uhr, zu besichtigen. Der
Eintritt ist frei.
Am 15. und 16. März gibt es von 17 bis 19 Uhr Künstlereinführungen. Am
Sonntag, 18. März,  gibt es begleitend zur Schmuckausstellung der Indu-
strie- und Handwerksmesse (14. bis 20. März) eine Sonderöffnung von 13
bis 17 Uhr.
Informationen auch unter: www.muenchen.de/kunstarkaden.

Wiedereröffnung der Stadtbibliothek Pasing nach längerer Bauzeit

(17.2.2012) Ab Donnerstag, 23. Februar, 10 Uhr, kann die Stadtbibliothek
Pasing, Bäckerstraße 9, nach Umbau und Renovierung ihre Türen wieder
öffnen. Auf die Pasinger Leser warten eine neu gestaltete Kinderabteilung,
ein kostenloser W-Lan-Zugang und neue, schnellere Internet-PCs. Im um-
gebauten Foyer steht in Zukunft ein 24-Stunden-Rückgabeautomat bereit:
die Rückgabe von Pasinger Medien ist dann rund um die Uhr und damit
auch außerhalb der Öffnungszeiten möglich. Alle Informationen sind auch
unter www.muenchner-stadtbibliothek.de/pasing abrufbar.

Kuratorenführung durch die Ausstellung „Karl Hubbuch“

(17.2.2012) Karin Koschkar, Kuratorin der Ausstellung „Karl Hubbuch und
das Neue Sehen. Fotografien, Gemäle und Zeichnungen 1925 - 1935“, führt
am Donnerstag, 23. Februar, um 16 Uhr durch die Ausstellung im Münch-
ner Stadtmuseum, St.-Jakobs-Platz 1. Treffpunkt ist im Foyer des Münch-
ner Stadtmuseums.
Selbstbewusst steht der Maler und Fotograf Karl Hubbuch mit seiner Frau
vor einem Spiegel, in der Hand hält er den Selbstauslöser seiner Kamera.
Mit Experimentierfreude und Slapstick wählt er immer wieder unterschied-
liche Requisiten, mal einen Föhn, mal ein Nudelholz. Karl Hubbuch gehört

http://www.muenchen.de/kunstarkaden
http://www.muenchner-stadtbibliothek.de/pasing
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während der 1920-er Jahre zu den wichtigsten Künstlern der so genannten
Neuen Sachlichkeit. Erstmals wird sein fotografisches Schaffen, das zwi-
schen 1925 und 1935 zu datieren ist, präsentiert. In der Gegenüberstellung
mit ausgewählten Zeichnungen und Gemälden des Künstlers können die
spannenden Wechselwirkungen innerhalb seines Werks entdeckt werden.
Der Museumseintritt kostet 6 Euro, ermäßigt 3 Euro. Die Führungsgebühr
beträgt 6 Euro.

Winterdienstbilanz für die Zeit vom 13. bis 16. Februar

(17.2.2012) Hier die aktuellen Winterdienst-Zahlen:
Montag, 13. Februar:

Einsatzzahlen:
Personal: 370 Fahrzeuge: 264
Streuguteinsatz:
Salz: 319,7 t Splitt: 366,5 t
Kosten des Einsatztages: 271.993,41 Euro
Dienstag, 14. Februar:

Einsatzzahlen:
Personal: 749 Fahrzeuge: 545
Streuguteinsatz:
Salz: 613,5 t Splitt: 573,8 t
Kosten des Einsatztages: 514.932,91 Euro
Mittwoch, 15. Februar:

Einsatzzahlen:
Personal: 758 Fahrzeuge: 575
Streuguteinsatz:
Salz: 770,5 t Splitt: 613,6 t
Kosten des Einsatztages: 546.560,61 Euro
Donnerstag, 16. Februar:

Einsatzzahlen:
Personal: 851 Fahrzeuge: 645
Streuguteinsatz:
Salz: 279,3 t Splitt: 1.148,0 t
Kosten des Einsatztages: 466.008,09 Euro
Bisherige Bereitschaftstage: 9
Bisherige Einsatztage: 99
Bisher aufgelaufene Kosten im Winter 2011/2012: 12.282.838,69 Euro
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Freitag, 17. Februar 2012

Extreme Kosten der Wohngeldsachbearbeitung durch

Dezentralisierung?

Anfrage Stadtrat Marian Offman (CSU) vom 12.10.2011

Antwort Sozialreferentin Brigitte Meier:

In Ihrer Anfrage vom 12.10.2011 führen Sie Folgendes aus:

„Nach unserer Anfrage zum aktuellen Sachstand der Bearbeitung von
Wohngeldanträgen wurde nach der Sommerpause der Geschäftsbericht
des Sozialreferates für das Jahr 2010 vorgelegt. In diesem Geschäftsbe-
richt wird das zum 31.12.2010 ausbezahlte Wohngeld mit 10.488.313 Euro
beziffert. Für dieses Jahr sind 11 Millionen Euro ge-
plant. Dabei wurde eine große Anzahl von Haushalten festgestellt, an die
weniger als 100 Euro im Monat geleistet werden.

Bemerkenswert sind die Kosten für die Bearbeitung. Sie belaufen sich für
2010 auf sage und schreibe 5.402.131 Euro. Das sind pro ausgezahlten
Euro Wohngeld 0,52 Euro.
Für 2011 werden die Kosten auf 0,58 Euro ansteigen. Ursächlich für die
hohen Kosten ist unter anderem die dezentrale Bearbeitung in den 13 So-
zialbürgerhäusern. Dadurch entstehen zusätzliche Kosten. Doch allein da-
mit lassen sich diese extrem hohen Bearbeitungskosten nicht erklären.
Sicherlich würde eine Zentralisierung der Bearbeitung zu erheblichen Ein-
sparungen führen. Die Einsparungen könnten möglicherweise über 1 Mil-
lion Euro liegen?

Ein weiterer Aspekt des Bearbeitungsaufwandes ist die Frage nach
schriftlichen oder mündlichen Anträgen. Erfahrungsgemäß laufen mehr als
die Hälfte der Anträge schriftlich ein. Für schriftliche Anträge ist eine de-
zentrale Bearbeitung obsolet und verursacht sogar zusätzliche Kosten we-
gen der erforderlichen Zuordnung zu den einzelnen Sozialbürgerhäusern.
Nur 57% der Wohngeldanträge werden innerhalb von 6 Wochen bearbei-
tet. Für fast die Hälfte der Anträge (43%) dauert die Bearbeitungszeit oft
erheblich länger als 6 Wochen.“
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Zu Ihrer Anfrage nimmt das Sozialreferat im Auftrag des Herrn Oberbür-
germeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:

Frage 1:

Woher rühren die hohen Bearbeitungskosten für die Wohngelder?

Antwort:

Die Kosten für die Bearbeitung der Wohngeldanträge im Jahre 2010 in
Höhe von 5,4 Mio Euro setzen sich im Wesentlichen je zur Hälfte einer-
seits aus direkten Personalkosten und andererseits aus zu verrechnen-
den Overheadkosten, z.B. für Geschäftsstellen, EDV, Gebäude etc. zu-
sammen.
Der Fachbereich Wohngeld gliedert sich in die Fachsteuerung im Amt für
Wohnen und Migration und die operative Bearbeitung von Mietzuschus-
santrägen in den 13 Sozialbürgerhäusern. Auf die Fachsteuerung entfielen
Kosten von 1,9 Mio Euro, auf die Sozialbürgerhäuser von 3,5 Mio Euro. In
der Fachsteuerung waren im Monatsmittel 15,44 Stellen, in den Sozialbür-
gerhäusern 39,12 Stellen (Vollzeitäquivalent) besetzt.

Aufgabe der Fachsteuerung ist die Erstellung von fachlichen Hilfestellun-
gen aufgrund der gesetzlichen Vorgaben in Form von Dienstanweisungen
und Anleitungen im Arbeitshandbuch, die Aus- und Fortbildung im Wohn-
geldrecht, die Fachberatung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den
Sozialbürgerhäusern, die Prüfung von Wohngeldbescheiden vor dem Ver-
sand, die zentrale Bearbeitung von Widersprüchen und Klagen, die zentra-
le Wohngeldauskunft sowie Spezialaufgaben (Lastenzuschuss, Rücknah-
me von Bewilligungen, Heimfälle von 2001 bis 2004 und Schnittstelle bei
Bußgeldverfahren).
Aufgabe der Sachbearbeitung in den Sozialbürgerhäusern ist die Bearbei-
tung der Anträge auf Mietzuschuss.

Gliederung der Antragsbearbeitung:

                                         Tabelle 1
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Bei einer Auszahlung von 10,5 Mio Euro entstanden 5,4 Mio Euro Bearbei-
tungskosten, das entspricht pro ausgezahltem Euro Wohngeld 0,52 Euro
Bearbeitungskosten. Dabei ist zu berücksichtigen, dass auch die Bearbei-
tung der 12.866 Fälle, die nicht zu einer Wohngeldbewilligung führten (Ab-
lehnungen, anderweitige Erledigungen, Einstellungen etc.), Kosten verur-
sachte, die in den 5,4 Mio. Euro Gesamtkosten enthalten sind.

Die Bearbeitung eines Wohngeldantrages mit einem Ergebnis von weniger
als 100 Euro Wohngeld monatlich verursacht den gleichen Aufwand wie
ein Antrag mit hohem Wohngeldergebnis.

Die dezentrale Struktur der Organisation für die Erledigung der Mietzu-
schussanträge in den 13 Sozialbürgerhäusern beruht auf dem Abstim-
mungsbedarf zwischen den Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeitern von
Wohngeld, SGB II oder SGB XII.
Ziel des Wohngeldbezuges ist es in vielen Fällen, den Bezug von Leistun-
gen nach dem SGB II oder SGB XII entbehrlich zu machen. Diese regionale
Zusammenarbeit setzt eine ausreichende Personalstärke in den einzelnen
Sozialbürgerhäusern voraus, die gewährleistet, dass Ausfälle durch Krank-
heit, Urlaub etc. kompensiert werden können. Aus diesem Grund und weil
infolge der Wohngeldnovelle 2009 hohe Bearbeitungsrückstände vorhan-
den waren, wurde akzeptiert, dass trotz nachlassendem Zugang von An-
trägen auf Mietzuschuss (MZ) in den Sozialbürgerhäusern (2009: 18.802
MZ-Anträge, 2010: 15.442 MZ-Anträge) mehr Personal vorhanden war, als
nach der aktuell gültigen Personalbemessungszahl von vier Antragserledi-
gungen pro Sachbearbeiterin bzw. Sachbearbeiter und Arbeitstag benötigt
worden wäre. Die Rückstände sind mittlerweile weitgehend aufgearbeitet;
die Stellen wurden reduziert. Derzeit sind in den Sozialbürgerhäusern auf-
grund der besonderen Anforderungen einer dezentralen Organisations-
struktur von 39,75 Stellen (Mittelwert 2010) noch 25,90 Sachbearbeitungs-
stellen vorhanden. Im Jahr 2011 werden voraussichtlich rund 14.500 MZ-
Anträge in den Sozialbürgerhäusern eingehen. Bei gleichbleibender Anzahl
von Stellen ergibt sich hieraus eine Erledigungszahl von 2,8 Anträgen pro
Arbeitstag und Stelle.

Frage 2:

Welches Einsparungspotenzial ergibt sich bei einer Zentralisierung der Be-
arbeitung?
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Antwort:

Durch eine Zentralisierung der Bearbeitung der Mietzuschussanträge wür-
de der für die Arbeitsfähigkeit der kleinen Arbeitsgruppen in den Sozialbür-
gerhäusern notwendige zusätzliche Personalbedarf entfallen. Ein Abbau
von mehreren Planstellen ist entsprechend dem jeweiligen Antragszugang
möglich.

Darüber hinaus werden weitere Einsparungen im Bereich der Umlageko-
sten möglich sein, wenn die vorhandene Doppelstruktur durch eine zentra-
le Organisationsform abgelöst wird.
Eine genaue Bezifferung der voraussichtlichen Einsparungen ist derzeit
nicht möglich.

Die derzeitige enge Zusammenarbeit der Wohngeldsachbearbeitung mit
den Sozialleistungsträgern SGB II und SGB XII in den Sozialbürgerhäusern
wäre bei einer zentralen Aufgabenerledigung in dieser Form nicht mehr
möglich. Sie gewährleistet, dass die betroffenen Menschen ggf. auf kur-
zem Weg an die richtigen Stellen weitervermittelt werden und die ihnen
zustehenden Leistungen rasch erhalten.

Frage 3:

Wie hoch ist der Anteil der schriftlich gestellten Anträge zum Wohngeld?

Antwort:

Der Anteil der schriftlich eingereichten Wohngeldanträge wird statistisch
nicht erfasst. Nach qualifizierten Schätzungen werden jedoch mindestens
70% der Anträge schriftlich per Post eingereicht oder an der Infothek des
Sozialbürgerhauses abgegeben. Dies gilt insbesondere für Weiterlei-
stungsanträge bei unveränderter Haushalts- und Einkommenssituation,
Erhöhungs- und Änderungsanträge. Für die persönliche Abgabe des An-
trags bei der zuständigen Sachbearbeitung ist eine vorherige Terminverein-
barung erforderlich. Dies wird vielfach von den Bürgerinnen und Bürgern
nicht genutzt.

Frage 4:

Warum werden ca. 43% der Wohngeldanträge erst nach 6 Wochen, oft-
mals wesentlich später, bearbeitet?

Antwort:

Bei Antragstellung werden die relevanten Unterlagen nur sehr selten voll-
ständig eingereicht. Für die Vorlage der notwendigen Nachweise wird in
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der Regel eine Frist von 4 Wochen gesetzt. Häufig werden jedoch die an-
geforderten Belege nur teilweise beigebracht, so dass weitere Kontakte
mit der Antragstellerin bzw. mit dem Antragsteller erforderlich sind. Allein
schon diese „normale“ Antragsbearbeitung dauert oft länger als 6 Wo-
chen. Schwierige Fälle (z.B. Selbständige), die Bearbeitung von Erstat-
tungsansprüchen, fehlende Mitwirkungsbereitschaft der Kundinnen und
Kunden und die Klärung komplizierter Sachverhalte mit der Fachberatung
führen ebenfalls zu längeren Bearbeitungszeiten, die in einer dezentralen
Bearbeitungsstruktur nicht so zeitnah aufgefangen werden können.

Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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SWM-Gaspreise für Mehrfamilienhäuser im Steigflug

Antrag Stadtrat Marian Offman (CSU) vom 20.6.2011

Antwort Referat für Arbeit und Wirtschaft:

Da es sich im vorliegenden Fall um eine Angelegenheit handelt, die in den
operativen Geschäftsbereich der Stadtwerke München GmbH (SWM) fällt,
erlaube ich mir, Ihren Antrag anstelle einer Stadtratsvorlage als Brief zu
beantworten.

Vorab bedanke ich mich für die entsprechend meiner Zwischennachricht
vom 05.10.11 gewährte Terminverlängerung.

Anhand der mir nun vorliegenden Stellungnahme der SWM kann ich Ihnen
Folgendes mitteilen:

Die von Ihnen angefragten Sachverhalte beziehen sich auf Angebote bzw.
Sonderverträge für Geschäftskunden mit individuellen Vereinbarungen.
Diese Vertragsbestandteile können aus datenschutzrechtlichen sowie aus
wettbewerblichen Gründen nicht öffentlich bekannt gemacht werden. Es
handelt sich insoweit auch um Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, de-
ren Offenlegung in Wettbewerbsmärkten nicht möglich ist. Die SWM bitten
dafür um Verständnis.

Bezüglich der Erdgaspreise ist auszuführen, dass die Kopplung an den Öl-
preis vertraglich vereinbart ist. Umgekehrt gilt in diesem Zusammenhang
natürlich auch, dass sinkende Ölpreise zu sinkenden Gaspreisen führen.
Zu der von Ihnen monierten Höhe der Erdgaspreise der SWM wird auf die
nachfolgend wiedergegebenen Untersuchungen verwiesen. Deren eindeu-
tige Ergebnisse sind: Die SWM sind im bundesweiten Großstadtpreisver-
gleich bei den Erdgaskosten sowie bei den Gesamtkosten für Strom, Erd-
gas und Wasser der günstigste Anbieter. Diese Ergebnisse sind umso
bemerkenswerter, als München ansonsten in fast allen Bereichen, wie
etwa Lebenshaltungskosten oder Mieten, eine der teuersten Städte
Deutschlands ist.
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Tabelle 1

Tabelle 2

          Grafik 1
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Tabelle 3

Grafik 2

Ich bitte Sie, von den vorstehenden Ausführungen Kenntnis zu nehmen
und hoffe, dass Ihr Antrag beantwortet ist und als erledigt gelten darf.
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Das „Münchner Bündnis für Toleranz, Demokratie und Rechtsstaat“

macht ernst: ein Platz für die BIA!

Antrag Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 25.11.2011

Antwort Oberbürgermeister Christian Ude:

Sie beantragen eine Aufnahme der BIA in das Münchner Bündnis für Tole-
ranz, Demokratie und Rechtsstaat.

In das „Münchner Bündnis für Toleranz, Demokratie und Rechtsstaat“
werden grundsätzlich keine politischen Parteien aufgenommen. Mitglieder
sind nur solche Organisationen die sich im Sinne der Grundsätze des
Bündnisses betätigt haben und betätigen wollen.
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Nachgefragt: Sinti und Roma in München – Zahlen, Probleme

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 21.12.2011

Antwort Sozialreferat:

In Ihrer Schriftlichen Anfrage vom 21.12.2011 gehen Sie von folgendem
Sachverhalt aus:

„In der mit Datum vom 21.10. ausgefertigten Antwort auf eine Schriftliche
Anfrage des Fragestellers vom 15.09. gibt sich das Kreisverwaltungsrefe-
rat relativ zugeknöpft. So werde, heißt es in der Antwort, die ‚Zahl der
nach München neu zugewanderten Sinti und Roma aus Bulgarien und Ru-
mänien (...) vom Kreisverwaltungsreferat nicht erfasst’. Ebenso lägen dem
Referat für Bildung und Sport ‚keine speziellen Erkenntnisse hinsichtlich
Schulpflichtverletzungen bei Sinti und Roma’ vor. Im Widerspruch zu dieser
Feststellung enthält allerdings die Sitzungsvorlage Nr. 08-14 / V 07846 des
Sozialreferats unter der Überschrift ‚Projekt Sinti und Roma’ sehr wohl
aussagekräftige Zahlen zu den nachgefragten Gegenständen. So heißt es
dort (S. 3):
- ‚Ein knappes Drittel der Personengruppe [gemeint sind in München le-

bende Sinti und Roma; KR] unterliegt der allgemeinen Schulpflicht, ver-
weigert aber zu 80% den Schulbesuch. Der verbleibende Personenkreis
hat zu 66% keinen Schulabschluss.’

- Außerdem seien von Januar 2010 bis Mai 2011 ‚insgesamt 35 Perso-
nen’ im Rahmen einer ‚Intensivbetreuung’ betreut worden;

- zudem wende sich das Projekt ‚Sinti und Roma’ ‚überwiegend an in
München ansässige Sinti und Roma. Viele von ihnen leben im Münch-
ner Norden, 52% der Zielgruppe im Projekt sind weiblich.’ (ebd. S. 2).“

Zu Ihrer Anfrage vom 21.12.2011 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des
Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:

Frage 1:

Wie viele Sinti und Roma halten sich nach aktuellem Kenntnisstand der
Stadt derzeit in München auf? Wie entwickelte sich diese Zahl seit 2006?

Antwort:

Ich verweise auf das Antwortschreiben vom 21.10.2011 des Kreisverwal-
tungsreferats auf Ihre Anfrage vom 13.09.2011 „Sinti und Roma in Mün-
chen – aktuelle Situation“.
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„Die Zahl der nach München neu zugewanderten Sinti und Roma aus Bul-
garien und Rumänien wird vom Kreisverwaltungsreferat nicht erfasst, da
die Speicherung der Volksgruppe gesetzlich nicht vorgesehen ist.“
Eine Entwicklung der Zahlen seit 2006 lässt sich aus diesem Grund eben-
falls nicht benennen.

Frage 2:

Wie viele Sinti und Roma werden derzeit – überschlägig – im Rahmen der
in der KVR-Antwort vom 21.10. genannten „Reihe von Projekten“ betreut,
„die hilfebedürftige Menschen aus Bulgarien und Rumänien zur Existenzsi-
cherung und bei akuten Notlagen betreuen und von der Landeshauptstadt
München mehrheitlich auch finanziell unterstützt werden“?

Antwort:

Grundsätzlich stehen alle Angebote, die hilfebedürftige Menschen aus Bul-
garien und Rumänien unterstützen, Angehörigen der Volksgruppe der Sinti
und Roma zur Verfügung. Da die Zugehörigkeit zu einer Volksgruppe in der
Landeshauptstadt München nicht erfasst wird, lässt sich zu der Anzahl
der Sinti und Roma in diesen, von der Landeshauptstadt München bezu-
schussten Projekten keine Aussage treffen.

Frage 3:

Welcher Anteil – überschlägig – der in München lebenden Sinti und Roma
wird derzeit (Stand: Ende 2011) im Rahmen des „Projekts Sinti und Roma“
in irgendeiner Weise betreut, gefördert, als „Kunden“ geführt und/oder be-
raten?

Antwort:

Die ursprünglich für den 29.11.2011 vorgesehene Beschlussvorlage „Pro-
jekt Sinti und Roma“ weist in Anlage 1 das vorliegende Zahlenmaterial im
Zeitraum 01.01.2010 bis 31.05.2011 des „Projekts Sinti und Roma“ aus.

Da die Zugehörigkeit zu einer Volksgruppe in München nicht erfasst wird,
lässt sich ein prozentualer Anteil der in der Landeshauptstadt München
lebenden Sinti und Roma, die im „Projekt Sinti und Roma“ beraten und
gefördert werden, nicht errechnen.

Frage 4:

Unter der Überschrift „Intensivbetreuung“ heißt es in der genannten
Sitzungsvorlage aus dem Stadtjugendamt: „Ein Jugendrichter am Amts-
gericht und ehemaliger Jugendstaatsanwalt weist darauf hin, dass das
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‚Projekt Sinti und Roma‘ die einzige ausbildungsbezogene Weisung in
München sei, die von den Angehörigen der Volksgruppe akzeptiert und
damit durchsetzbar sei“ (!) (ebd. S. 3). Welche anderen „ausbildungsbezo-
genen Weisungen“ kämen außerdem noch für die „Angehörigen der Volks-
gruppe“ in Frage, werden aber nicht akzeptiert? Was wurde stadtseitig
versucht, um die Akzeptanz ausbildungsbezogener Weisungen bei der in
Rede stehenden Volksgruppe zu befördern? Mit welchen Ergebnissen?

Antwort:

Grundsätzlich stehen alle Angebote der „ausbildungsbezogenen Weisun-
gen“ nach § 10 Jugendgerichtsgesetz (JGG) und der berufsbezogenen
Jugendhilfe (BBJH) den Angehörigen der Volksgruppe der Sinti und Roma
offen. Alle Projekte werden von Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen
begleitet, die u.a. motivierend auf alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer, un-
abhängig von ihrer Volkszugehörigkeit, einwirken.

Frage 5:

Anlage 1 der genannten Sitzungsvorlage führt unter Punkt 6 „Kontakte
und Themenschwerpunkte“ im Rahmen des „Projekts Sinti und Roma“
auf, für 2011 allerdings nur für das 1. Quartal – wie entwickelte sich die
Kontaktzahl im restlichen Jahr 2011 (Vergleichszahl 2010 gesamt: 2.945)?

Antwort:

Zum aktuellen Zeitpunkt steht noch kein weiteres Zahlenmaterial zum
Jahr 2011 zur Verfügung. Eine Auswertung der Zahlen von 2011 beginnt im
März 2012.

Frage 6:

Da genauere Fallzahlen im Stadtjugendamt offenbar bekannt sind: wie vie-
le schulpflichtige Angehörige der Volksgruppe der Sinti und Roma halten
sich derzeit (Stand: Ende 2011) in München auf, von denen „80 Prozent
den Schulbesuch“ verweigern?

Antwort:

Da der kulturelle Hintergrund von Seiten der Stadt nicht erfasst wird, kön-
nen keine genauen Zahlen zu schulpflichtigen Kindern und Jugendlichen
der Volksgruppe der Sinti und Roma gemacht werden.
Die ursprünglich für den 29.11.2011 vorgesehene Beschlussvorlage „Pro-
jekt Sinti und Roma“ beruft sich in ihren Zahlenangaben auf qualifizierte
Schätzungen von Fachpersonal.
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Frage 7:

Welche Fallzahlen zur Verweigerung des Schulbesuches durch schulpflich-
tige Sinti und Roma sind dem Stadtjugendamt oder anderen Institutionen
bekannt?

Antwort:

Siehe Antwort zu Frage 6.
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Beschäftigung im Niedriglohnsektor in der LHM

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 9.1.2012

Antwort Dieter Reiter, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

Ihre Anfrage vom 09.01.2012 nimmt Bezug auf eine Auskunft der Bundes-
agentur für Arbeit auf eine Bundestagsanfrage der Fraktion „DIE LINKE“
im Jahr 2011 zum Niedriglohnsektor. Hierzu ist festzuhalten, dass die vor-
liegenden Studien und Abschätzungen zum Niedriglohnsektor auf Befra-
gungen und Hochrechnungen auf Bundesebene beruhen. Regionalisierte
Zahlen für München sind derzeit nicht verfügbar. Der Stadtrat der Landes-
hauptstadt München hat daher bereits im Februar 2011 beschlossen, eine
Umfrage zu Arbeitsbedingungen in München erstellen zu lassen. Mit den
Ergebnissen der Umfrage wird der Stadtrat befasst werden.

Frage 1:

Prozentual wie viele Münchner Vollzeitbeschäftigte sind derzeit im so ge-
nannten „Niedriglohnsektor“ tätig?

Antwort:

Gegenwärtig liegen hierzu keine Erkenntnisse vor, siehe Vorbemerkung.

Frage 2:

Welche Berufssparten sind dabei besonders stark betroffen?

Antwort:

Gegenwärtig liegen hierzu keine Erkenntnisse vor, siehe Vorbemerkung.

Frage 3:

Wie entwickelten sich die Münchner Beschäftigtenzahlen im Niedriglohn-
sektor in den letzten zehn Jahren? Wie hoch lag/liegt jeweils der Anteil
der festangestellten Frauen/Männer?

Antwort:

Gegenwärtig liegen hierzu keine Erkenntnisse vor, siehe Vorbemerkung.

Frage 4:

Wie hoch lag/liegt jeweils der Anteil der Arbeitnehmer/innen mit abge-
schlossener Berufsausbildung im Niedriglohnsektor in der LHM?
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Antwort:

Gegenwärtig liegen hierzu keine Erkenntnisse vor, siehe Vorbemerkung.

Frage 5:

Wie hoch lag/liegt jeweils der Anteil der Arbeitnehmer/innen mit Hoch-
schulausbildung?

Antwort:

Gegenwärtig liegen hierzu keine Erkenntnisse vor, siehe Vorbemerkung.
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Nachgefragt: Förderung freier Träger im Bereich des

Stadtjugendamtes

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 20.12.2011

Antwort Sozialreferat:

In Ihrer Anfrage vom 20.11.2011 führen Sie Folgendes aus:

„Die unlängst vom Stadtjugendamt vorgelegte Übersicht ‚Produkt- und
zielorientierte Ansätze für den Bereich ‚Förderung freier Träger‘ des Stadt-
jugendamtes’ führt in der produktbezogenen Übersicht über Haushalts-
ansätze 2011 und Anträge 2012 der freien Träger eine Reihe von Projekten
und Vereinen auf, deren Tätigkeit oder deren Mittelbedarf sich nicht ohne
weiteres erschließt, zumal auch die einleitenden Bemerkungen des Re-
ferenten keinen näheren Aufschluss geben. Hier sind Nachfragen am
Platze.“

Zu Ihrer Anfrage vom 20.12.2011 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des
Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:

Frage 1:

Was tut der „AK Ausländerfragen Haidhausen“ (3.1.1/1 Regionale Angebo-
te der offenen Kinder- und Jugendarbeit; Fipo 4591.701.0000.0) konkret?
Wie gliedert sich die unter „Ansätze 2012“ vorgesehene Fördersumme
von 184.223 Euro näher auf?

Antwort:

Die gewünschten Informationen für das Haushaltsjahr 2011 finden sich im
Beschluss „Zuschussnehmerdatei 2011Vollzug des Haushaltsplanes 2011
für den Bereich ‚Förderung freier Träger’ des Stadtjugendamtes“, der am
12.04.2011 vom Kinder- und Jugendhilfeausschuss beschlossen wurde.

Die Informationen zur Fördersumme 2012 werden dem Kinder und Jugend-
hilfeausschuss mit der „Zuschussnehmerdatei 2012 Vollzug des Haus-
haltsplanes 2012 für den Bereich ‚Förderung freier Träger’
des Stadtjugendamtes“
am 27.03.2012 zur Beschlussfassung vorgelegt.

Frage 2:

Wofür im einzelnen benötigt das „Multikulturelle Jugendzentrum West-
end“ (ebd., lfd. Nr. 52) die Summe von 396.405 Euro?
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Antwort:

Siehe Frage 1.

Frage 3, Satz 1:

Wofür im einzelnen benötigt der Verein „Feierwerk e.V.“, der laut lfd. Num-
mern 66, 67 und 90 ebd. die „Südpol-Station“, den „Hansapalast“ und das
„Vorlaufprojekt Isar Süd“ unterhält, insgesamt die Summe von 716.910
Euro?

Antwort:

Siehe Frage 1.

Frage 3, Satz 2:

Welche weiteren Gruppierungen, Initiativen, Vereine etc. nutzen ggf. die
drei genannten Institutionen?

Antwort:

Offene Kinder- und Jugendarbeit in München richtet sich an alle Kinder,
Jugendlichen und jungen Erwachsenen zwischen 6 und 27 Jahren (Mäd-
chen/junge Frauen und Jungen/junge Männer mit und ohne Migrationshin-
tergrund, mit unterschiedlichen sexuellen Orientierungen sowie benachtei-
ligte Gruppen). Die Zielgruppe ist höchst heterogen. So werden auch die
Einrichtungen des Feierwerk e.V. von Kindern, Jugendlichen, jungen Er-
wachsenen und Familien mit verschiedenen sozialen und kulturellen Hin-
tergründen besucht.

Auch Gruppierungen, Initiativen und Vereine können im Rahmen von
Raumüberlassungen diese Einrichtungen nutzen. Die Räume der Einrich-
tungen dürfen durch den Träger an Dritte nur überlassen werden, wenn die
Zweckbestimmung des Vertrages nicht beeinträchtigt wird. Die Zweckbe-
stimmung ist insbesondere in den Leistungsvereinbarungen (Anlage 2
zum Vertrag) festgelegt.

Frage 3, Satz 3:

Als „Vorlauf“ für welches künftige Projekt fungiert ggf. das genannte „Vor-
laufprojekt Isar Süd“ des „Feierwerk e.V.“?

Antwort:

„Das Vorlaufprojekt Isar Süd“ fungiert als Vorlauf für eine geplante Einrich-
tung für Kinder, Jugendliche und Familien im Planungsbereich Isar Süd.
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Frage 4:

Was tut die „AG Friedenspädagogik“ (ebd., lfd. Nr. 99) konkret, und wofür
benötigt sie die Summe von 138.453 Euro im einzelnen?

Antwort:

Siehe Frage 1.

Frage 5:

Welche Ferienangebote hält der „Chabad Lubawitsch e.V.“ (ebd., 3.1.1/4
Ferienangebote) konkret vor, und wofür wird die Summe von 10.791 Euro
benötigt?

Antwort:

Siehe Frage 1.

Frage 6:

Für welche Einzelangebote bzw. -maßnahmen benötigt die „Konfliktbera-
tung für junge Albaner“ (ebd. 3.1.2/5 Zielgruppenspezifische Maßnahmen,
lfd. Nr. 39) im Jahr 2012 die Summe von 69.893 Euro?

Antwort:

Siehe Frage 1.

Frage 7:

Wofür konkret benötigt das Projekt „Bunt kickt gut“ (ebd., lfd. Nr. 44) die
Summe von 120.000 Euro? Wo liegt die Zielstellung dieses Projekts?

Antwort:

Siehe Frage 1.
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___________________________________________________________

Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München

      17.02.12

�Bei der U-Bahn klemmt's� - Konsequenzen aus dem Mangel an einsatzfähigen
U-Bahn-Zügen ziehen � geplante Verschrottung der Olympia-U-Bahnen überprüfen

Der Stadtrat möge beschließen:

Dem Stadtrat wird ein Bericht über die Ursachen und Hintergründe des eklatanten derzeiti-
gen Mangels an einsatzfähigen U-Bahnzügen vorgelegt und Vorschläge unterbreitet, wie
derartige fahrgastunfreundliche Mangelsituationen künftig vermieden werden können. 
Angesichts der fahrzeugtechnischen Inselsituation � nur bei der Nürnberger U-Bahn sind
systemkompatible Triebfahrzeuge im Einsatz � ist  dabei der Ansatz,  aus eigentlich zur
Ausmusterung  anstehenden  Olympia-U-Bahnen  (A-Wagen)  die  Einsatzreserve  gehörig
aufzustocken nach wie vor der naheliegendste. Daher ist diese Variante dem Stadtrat in
nachvollziehbarer  Weise  darzustellen.  Entsprechende  Fachgutachten,  die  hierzu  laut
SWM schon früher eingeholt wurden und - unter anderen Voraussetzungen - zu einer ne-
gativen wirtschaftlichen Einschätzung gelangten, sind dem Stadtrat ergänzend vorzulegen.

In  diesem Zusammenhang  sollte  auch  geklärt  werden,  inwiefern  sich  an  dieser  Fahr-
zeugreserve nicht auch die Betreiber der Nürnberger U-Bahn beteiligen können.

Begründung:
Bekanntlich machen derzeit zwei fahrzeugseitige Probleme den Münchner U-Bahnkunden
und der MVG das Leben schwer: Laut SWM/MVG setzt die komplizierte Reparatur einer
nicht vorhersehbar frühzeitig gealterten Gummimanschette Teile der  A-Flotte außer Be-
trieb, während bei den C-Wägen ein �vorzeitiger� (MVG) Radreifenverschleiß die Einsatz-
stärke dieser Reihe deutlich herabsetzt. Dies wirkt sich trotz des lobenswert hohen Einsat-
zes des Werkstättenpersonals leider in den Stoßzeiten negativ auf die Fahrgäste aus. 

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

Tel. 233-92650, Fax: 291 37 65, csu-fraktion@muenchen.de, www.csu-rathaus-muenchen.de

Antragsteller:

Stadträte

Richard Quaas
Dr. Georg Kronawitter

ANTRAG



Laut Berichten in der Lokalpresse (z.B. /1/ kommt es zunehmend zu Klagen über Zugaus-
fälle. Z.T. können die verkürzten U-Bahnen auch nicht alle wartenden Fahrgäste mitneh-
men. Es ist gut vorstellbar, dass in dieser Lage vor allem mobilitätseingeschränkte Perso-
nen als erste auf der Strecke bleiben.

Auch wenn die SWM/MVG an den technischen Ursachen wohl keine Schuld trifft, muss
diese Misere zum Anlass dienen, für die Zukunft besser vorzusorgen.Da man Ersatzfahr-
zeuge für die Münchner U-Bahn im Gegensatz zu Bussen praktisch nirgendwo ausleihen
kann, wird man um eine Aufstockung der Reserve durch brauchbare Altfahrzeuge nicht
umhinkommen,  anstatt  diese  nach  der  bevorstehenden Neubeschaffung neuer C-Züge
samt und sonders zu verschrotten.

Dass auch die Betreiber der Nürnberger U-Bahn an einer solchen gemeinsamen Fahr-
zeugreserve ein Interesse haben könnten, erscheint nicht unwahrscheinlich, da in der Ver-
gangenheit schon öfters Münchner A-Triebwägen in Nürnberg �ausgeholfen� haben und
der Triebwagentransport direkt und schnell über die Bahn erfolgen kann (siehe Foto von
2006). 

Presse-Foto Anton Hoffmann (MVG) :Ende Oktober 2006: Synergie konkret - Münchner U-Bahn-

Züge werden von Dampflok nach Nürnberg gezogen und verlassen gerade den Freimanner Güter-

bahnhof (C) 

Quellen

/1/ AZ-Artikel 7.2.2012: �Fahrgäste genervt: bei der U-Bahn klemmt's.�

http://www.abendzeitung-muenchen.de/inhalt.mvg-auf-reserve-fahrgaeste-genervt:-bei-der-u-bahn-klemmt-s.1f10ac79-
493f-4a82-9fb3-c9af56c0a49a.html

gez. gez.

Richard Quaas, Stadtrat                 Dr. Georg  Kronawitter, Stadtrat

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

Tel. 233-92650, Fax: 291 37 65, csu-fraktion@muenchen.de, www.csu-rathaus-muenchen.de



 
 
Herrn  
Oberbürgermeister 
Christian Ude 
Rathaus 
                                                                                         München, den 16.02.2012 
 
 
Antrag 
 
Grüne Lösung für den Lindengarten in der Kazmairstraße 23-24 
 
 

 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, in Kooperation mit dem Bezirksausschuss 8 und im 
Dialog mit Bürgerinnen und Bürgern vor Ort (besonders der Initiative Lindengarten) eine 
Lösung für das städtische Grundstück Kazmairstraße 23-24 (Grundstück Fl. Nr. 7819/3) zu 
erarbeiten und dem Stadtrat zur Entscheidung vorzulegen, die den grünen Charakter des 
sog. Lindengartens mit seinem Bestand an Lindenbäumen erhält und nicht einer 
intensiven Bebauung opfert. 
 
Begründung: 
 
Der Lindengarten mit seinen großen, über hundertjährigen Linden und anderen 
schützenswerten Bäumen ist einer der wenigen grünen Flecken auf der sehr dicht 
bebauten Schwanthalerhöhe. Derzeit wird auch für den Lindengarten von der Verwaltung 
eine dichte Form der Bebauung geprüft, der die alten Lindenbäume weichen müssten. 
Hierzu müssen Alternativen geprüft werden, die die Bäume schonen und eine öffentlich 
zugängliche Nutzung ermöglichen � etwa als öffentlicher Park. Dabei soll der 
Bezirksausschuss 8, der sich seit langer Zeit für eine grüne Lösung einsetzt sowie die 
Bürgerinnen und Bürger vor Ort (besonders der seit langem tätigen örtlichen 
Bürgerinitiative Lindengarten) mit einbezogen werden. 
  

Fraktion Die Grünen � rosa liste 
Initiative: 
Dr. Florian Roth 
Sabine Krieger 
Mitglieder des Stadtrates 

Die Grünen-rosa liste, Marienplatz 8, 80331 München, Tel. 089/233-92620, Fax 089/233-92 684 
www.gruene-muenchen-stadtrat.de, gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de 
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